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1 Einleitung: Arbeitsrecht in der öffentlichen Diskussion

Bereits seit Anfang der 80er Jahre steht das Arbeitsrecht (na-
mentlich die Beschäftigungssicherheit de jure) als eine mög-
liche Ursache für mangelnde Arbeitsmarktflexibilität in der
Kritik. „Mehr Markt am Arbeitsmarkt“ lautet die noch immer
populäre Forderung, die auf eine umfassende Deregulierung
des Arbeitsrechts hinauslaufen würde (vgl. Soltwedel et al.
1990 für eine ausführliche Begründung).

Dabei ist eines klar: In jedem Rechtssystem gibt es perma-
nenten Revisionsbedarf, weil sich die Rahmenbedingungen
für den Gegenstand der Regulierung verändert haben könn-
ten. Von daher kann man die Debatte um ein zielkonformes
Arbeitsrecht als Daueraufgabe einer sich im ständigen Wan-
del befindlichen Volkswirtschaft sehen. So ist zu klären, ob
die Gründe für die Regulierung nach wie vor geltend gemacht
werden können, ob sie inzwischen weggefallen oder weniger
tragfähig sind oder ob sich – unabhängig von der Rechtferti-
gung einer rechtlichen Regelung – die Kosten für die betei-
ligten Akteure erhöht haben. Letzteres könnte sich beispiels-

Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen: Rechtlicher Reform-
bedarf und Kompensationsmöglichkeiten
Ulrich Walwei*

Bereits seit Anfang der 80er Jahre steht das deutsche Arbeitsrecht – namentlich die Regelungen des Kündigungs-
schutzes und der befristeten Beschäftigung – als eine mögliche Ursache für mangelnde Arbeitsmarktflexibilität in
der Kritik. Aus ökonomischer Sicht sorgen zwingende arbeitsrechtliche Regelungen für eine Umverteilung von Ver-
fügungsrechten. Sie verbessern die Rechtsposition eines Personenkreises zu Lasten eines anderen. Aus diesem
Grund sind im Falle von Rechtsänderungen (z. B. in Form einer Deregulierung des Arbeitsrechts) Fragen der Kom-
pensation relevant.

Der Beitrag diskutiert zunächst am Beispiel der die Beschäftigungssicherheit betreffenden Regelungen, ob und in-
wieweit es Anlass für arbeitsrechtliche Revisionen gibt. Dazu werden Ergebnisse theoretischer Analysen und em-
pirischer Befunde zusammengetragen. Ausgehend von der Tatsache, dass in jedem Rechtssystem nicht zuletzt auf-
grund veränderter Rahmenbedingungen permanenter Reformbedarf zu unterstellen ist, wird dann erörtert, welche
betrieblichen Anpassungsalternativen auch ohne substanzielle Rechtsänderungen (zumindest potenziell) zur Ver-
fügung stünden und welche Formen der öffentliche Kompensation bei substanzieller Deregulierung in Betracht kä-
men. 

Rechtsökonomische Analysen auf theoretischer und empirischer Basis zeigen, dass Strukturwirkungen der Be-
schäftigungssicherheit (Verteilung von Beschäftigungschancen und Arbeitslosigkeitsrisiken) wesentlich bedeutsa-
mer zu sein scheinen als Wirkungen auf das Niveau von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit. Beschäftigungssi-
cherheit de jure korreliert den internationalen Befunden zufolge negativ mit der Arbeitskräftemobilität. Jedoch ist
Fluktuation auf einzel- und gesamtwirtschaftlicher Ebene für alle Beteiligten mit Aufwand (z. B. Friktionen durch
Suche und Einarbeitung) und Ertrag (z. B. neuen Ideen und besserer Allokation) verbunden. Mehr Mobilität auf-
grund arbeitsrechtlicher Reformen der Beschäftigungssicherheit würde nicht nur Outsidern (Erwerbslosen und
Randbelegschaften) mehr Einstiegsmöglichkeiten eröffnen, sondern zudem das öffentliche Interesse von der Er-
haltung bestehender Beschäftigung hin zur Entstehung neuer Beschäftigung lenken. Mehr Freiheit bei der Beendi-
gung von Beschäftigungsverhältnissen wäre realisierbar, wenn es ähnlich wie bei den Flexicurity-Konzepten in Dä-
nemark und Niederlanden zu akzeptablen Tauschgeschäften käme, die für die Beschäftigten ein ausreichendes Maß
an sozialer Sicherung gewährleisten. An einem gewissen Niveau der Beschäftigungssicherheit de jure und den da-
mit einhergehenden positiven Wirkungen (insbesondere auf die Arbeitsproduktivität) könnte gleichwohl festgehal-
ten werden, wenn die vorhandenen und zuletzt durch Öffnungsklauseln noch erweiterten Spielräume für Lohn- und
Arbeitszeitflexibilität noch konsequenter ausgeschöpft und – wo dies nicht ausreicht – erweitert würden. Höhere
interne Flexibilität könnte dann den durch ökonomische Trends verstärkten Druck in Richtung mehr Flexibilität
verringern.

* Dr. Ulrich Walwei ist Leiter des Arbeitsbereiches „Langfristige Vorausschau
und internationale Analysen “ im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen
Verantwortung des Autors, er basiert auf einem Vortrag am Institut für Volks-
wirtschaftslehre der Technischen Hochschule Darmstadt am 8. Oktober
1999. Eine längere Fassung mit dem Titel „Arbeitsrechtlicher Reformbedarf
und Kompensationslösungen“ wird demnächst in einem von Bernd Frick,
Renate Neubäumer und Werner Sesselmeier  herausgegeben Sammelband
(„Betriebliche und öffentliche Sozialpolitik: komplementär oder substitu-
tiv“) erscheinen. Der Autor dankt dem anonymen Gutachter und den IAB-
Kollegen für wertvolle Anregungen.



weise durch vermehrtes „Ausweichen“ (z. B. von stärker zu
weniger stark regulierten Beschäftigungsformen) bemerkbar
machen.

Aus ökonomischer Sicht sorgen zwingende arbeitsrechtliche
Regelungen – überdies solche, die vertragliche Freiheiten ein-
schränken – für eine Umverteilung von Verfügungsrechten.
Sie verbessern damit die Rechtsposition eines Personenkrei-
ses zu Lasten eines anderen. Rechtsänderungen sorgen also
per se nicht für Pareto-Verbesserungen.1 Werden die Nutz-
nießer der (Neu-)Regelung nicht verpflichtet, die ursprüng-
lich Begünstigten zu entschädigen, sind Rechtsänderungen
verteilungswirksam. Hiermit soll nicht schon von vornherein
einem Rechtskonservatismus das Wort geredet werden. Viel-
mehr geht es darum, dass im Falle von Rechtsänderungen
Kompensationsfragen durchaus diskussionswürdig sind.2

Die Suche möglicher Kompensationslösungen für das beste-
hende Arbeitsrecht (und denkbarer Reformen) beginnt mit ei-
ner Darstellung dessen, was auf dem Arbeitsmarkt Gegen-
stand von Regulierungen ist. Im Anschluss wird am Beispiel
der die Beschäftigungssicherheit betreffenden Regelungen
diskutiert, ob und inwieweit arbeitsrechtliche Revisionen in
Deutschland zu erwägen sind. Dabei werden zum einen die
Ergebnisse theoretischer Analysen und zum anderen ausge-
wählte empirische Befunde zusammengetragen. Falls sich –
wie gezeigt werden soll – arbeitsrechtliche Revisionen be-
gründen lassen, wird schließlich erörtert, welche betriebli-
chen Anpassungsalternativen auch ohne substanzielle
Rechtsänderungen (zumindest potenziell) zur Verfügung
stünden und welche Formen der öffentlichen Kompensation
bei substanzieller Deregulierung in Betracht kämen. Der Aus-
blick beschäftigt sich schließlich damit, ob sich eine „Richt-
schnur“ für die Modernisierung des Arbeitsrechts finden
lässt.

2 Arbeitsrecht als Regulierungsform 

Die Deregulierungskommission hat Regulierungen einmal
wie folgt definiert: „Regulierung ist jede staatliche oder staat-
lich sanktionierte Beschränkung der Handlungsmöglichkei-
ten, der Verfügungsrechte des Menschen. Sie betrifft dessen
Verfügen über sich selbst, über Sachen und über Rechte, sei
es in tatsächlicher, sei es in rechtsgeschäftlicher, insbesonde-
re vertraglicher Art“ (Deregulierungs-Kommission 1991,
S.1). Zu unterscheiden ist dabei zwischen zwei Typen von Re-
gulierungen:

– bei konstitutiven Regelungen geht es um allgemeine Spiel-
regeln, die ein gedeihliches Zusammenleben und Zusam-
menwirken autonomer Individuen ermöglichen. Hierzu
zählen insbesondere das Eigentumsrecht, das Vertragsrecht,
das Strafrecht oder auch die Straßenverkehrsordnung;

– spezielle Regulierungen betreffen dagegen nur das Handeln
bestimmter Gruppen. Sie zielen auf die Sicherung zufrieden-

stellender Ergebnisse einer arbeitsteiligen Wirtschaft. Im We-
sentlichen handelt es sich dabei um Beschränkungen der Ver-
tragsfreiheit. Hierzu zählt u.a. auch das Arbeitsrecht.

Das deutsche Arbeitsrecht ist Teil einer umfassenderen Ar-
beitsmarktregulierung (vgl. Abbildung 1). Es besteht aus ge-
setzlichen Bestimmungen und dem sog. „Richterrecht“. Da
gesetzliche Bestimmungen oft nicht hinreichend präzise sind,
dient das Richterrecht ihrer Konkretisierung. Dies hat Vor-
und Nachteile:

– einerseits können die Gerichte Interpretations- und Ermes-
sensspielräume auch dahingehend nutzen, das Arbeitsrecht an
Veränderungen der Arbeitswelt anzupassen;

– andererseits verursacht das Richterrecht aber immer auch
Rechtsunsicherheit, weil es rückwirkend in Kraft treten kann.

Die Vertragsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern werden nur teilweise durch das Arbeitsrecht, jedoch
überwiegend kollektivvertraglich im Rahmen von Tarif- und
Betriebsvereinbarungen geregelt. Auch im Falle einer mehr
oder weniger weitgehenden Deregulierung des Arbeitsrechts
entstünde deshalb nicht zwangsläufig ein Vakuum. Selbst
wenn alternativ denkbare kollektive Vereinbarungen nicht
(oder wegen abnehmender Tarifbindung nicht mehr so häu-
fig) zustande kämen, wäre eine solche Situation nicht not-
wendigerweise mit ungeregelten Arbeitsbeziehungen gleich-
zusetzen. Denn auch auf individualvertraglicher Ebene könn-
ten zumindest potenziell vielfältigste Vereinbarungen getrof-
fen werden, deren konkrete Ausgestaltung allerdings dann
von der jeweiligen Marktmacht der Arbeitsvertragsparteien
bestimmt würde.

Arbeitsmarktregulierungen i.S. einer Beschränkung der Ver-
tragsfreiheit können inhaltlich eine sehr unterschiedliche
Tragweite haben: So gibt es Verbote (z. B. Arbeitnehmerü-
berlassung im Bereich der Bauwirtschaft) und Gebote (z. B.
Sozialplanpflicht). Zudem existieren auf gesetzlicher Ebene
prozedurale Regelungen (wie die Tarifautonomie und die Mit-
bestimmung) oder Höchst- und Mindeststandards, die einen
mehr oder weniger großen Ermessensspielraum eröffnen (z.
B. in der Arbeitszeitordnung).
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1 Nach dem Pareto-Kriterium ist ein Zustand einem anderen Zustand vorzu-
ziehen, wenn zumindest ein Individuum eine Erhöhung seines Nutzen-
niveaus erfährt und kein anderes benachteiligt wird. Ein Pareto-Optimum ist
dann erreicht, wenn kein Individuum seine Nutzenposition verbessern kann
ohne dass andere ihr Nutzenniveau verschlechtern (vgl. Sohmen 1976).

2 Einen Bezugspunkt liefert in diesem Zusammenhang das sog. „Kaldor-
Hicks-Kriterium“. Veränderungen von Rechtsnormen würden danach eine
Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt bewirken, wenn die Ge-
winner einer rechtlichen Veränderung ihre Gewinne subjektiv höher bewer-
ten als die Verlierer ihre Verluste. In dem idealtypischen Fall des Vorliegens
geeigneter Wohlfahrtsindikatoren wäre zumindest potenziell eine Entschä-
digung der Verlierer möglich. Die ökonomische Analyse des Arbeitsrechts
erfordert also – soweit wie möglich – eine systematische Erfassung der von
rechtlichen Regelungen ausgehenden Wirkungen auf die Verteilung von Ver-
fügungsrechten.

Abbildung 1:
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Arbeitsmarktregulierungen können ferner uneingeschränkt
gelten. Dies gilt typischerweise für weite Bereiche des Ar-
beitsrechts. Arbeitsmarktregulierungen können aber auch auf
bestimmte Regionen, Sektoren, Betriebe oder Personen be-
schränkt sein. Zu nennen sind z. B. der Schutz besonderer Per-
sonengruppen oder Ausnahmen für Kleinbetriebe im Ar-
beitsrecht sowie sektoral und/oder regional wirksame
Flächentarifverträge.

Wie die Abbildung 1 zeigt, sind die Gegenstandsbereiche für
Arbeitsmarktregulierungen vielfältig. Beispiele sind die Ar-
beitszeitordnung (einschl. des Ladenschlusses), der Arbeits-
schutz (u.a. auch für bestimmte Arbeitnehmergruppen), der
Kündigungsschutz (einschl. des Rechts befristeter Arbeits-
verträge), das Tarifvertragsrecht, das Arbeitskampfrecht, die
Regelungen zur Arbeitsvermittlung (einschl. der Arbeitneh-
merüberlassung) sowie die betriebliche Mitbestimmung. Ar-
beitsmarktregulierungen implizieren immer auch Einschrän-
kungen der Vertragsfreiheit und damit bestimmter Hand-
lungsoptionen. Ob dies aus einzel- oder gesamtwirtschaftli-
cher Sicht schädlich sein muss, ist eine ganz andere Frage und
Forschungsgegenstand rechtsökonomischer Analysen (vgl.
beispielsweise die Ausführungen hierzu bei Hoffmann/Wal-
wei 1998).

Wird das in der ökonomischen Theorie dominante neoklassi-
sche Paradigma zugrunde gelegt, bedarf die Frage nach der
Zweckmäßigkeit von Arbeitsmarktregulierungen keiner wei-
teren Analyse. Beschränkungen der Vertragsfreiheit auf dem
Arbeitsmarkt sind danach ersatzlos zu beseitigen, weil sie not-
wendigerweise mit Effizienzverlusten für die Vertragspartei-
en einhergehen. Dieser Sichtweise zur Folge führen Arbeits-
marktregulierungen zu suboptimalen Ergebnissen, weil
Tauschmöglichkeiten beeinträchtigt werden.

Das neoklassische Konkurrenzmodell stößt aber auf reale
Marktunvollkommenheiten. So besitzt es im Hinblick auf Fra-
gen der Gerechtigkeit von Verteilungen keine Aussagekraft.
Unerwünschte Verteilungsasymmetrien aufgrund unter-
schiedlicher faktischer Ausgangspositionen können eine öko-
nomische Rechtfertigung für Beschränkungen der Vertrags-
freiheit liefern („equity“-Argument). Eine weitere Begrün-
dung für Regulierungen des Arbeitsmarktes lässt sich daraus
ableiten, dass Arbeitsverhältnisse nicht mit herkömmlichen
Tauschverhältnissen vergleichbar sind („efficiency“-Argu-
ment). In einer unvollkommenen Welt kommen viele wech-
selseitig vorteilhafte Verträge nicht zustande, weil die Suche
nach geeigneten Vertragspartnern, das Aushandeln der Ver-
tragsbedingungen sowie die Durchsetzung der Verträge mit
erheblichen Kosten verbunden sein kann. Solche Transakti-
onskosten aufgrund von Marktunvollkommenheiten sind
auch und gerade für die ökonomische Beurteilung des Ar-
beitsrechts relevant.

Als Fazit lässt sich bis hierhin festhalten, dass ein differen-
zierter rechtsökonomischer Blick (anders als die einseitige
Sicht des neoklassischen Ansatzes) auf die Arbeitsmarktre-
gulierungen vielfältige Ambivalenzen und Zielkonflikte of-
fenbart. Die entscheidende Frage der ökonomischen Analyse
des Arbeitsrechts ist demnach, ob konkrete Schutznormen nur
zu einer Einschränkung der Freiheit ökonomischer Entschei-
dungsträger führen oder ob sie Freiheitsspielräume überhaupt
erst eröffnen. Es geht also bei der Setzung arbeitsrechtlicher
Schutznormen nicht nur um eine Vermeidung von Marktver-
sagen, sondern auch darum, mit praktikablen Regelungen Po-
litikversagen möglichst gar nicht entstehen zu lassen.

3 Beschäftigungssicherheit und arbeitsrechtlicher Re-
formbedarf

Revisions- bzw. Kompensationsbedarf kann im Prinzip bei je-
dem arbeitsrechtlichen Regelungsbereich diskutiert werden.
Um den Rahmen nicht zu sprengen, soll hier ein Aspekt ver-
tiefend behandelt werden, nämlich Regelungen der Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen (u.a. Kündigungsschutz, be-
fristete Beschäftigung). Für die Behandlung dieses Themas
sprechen einige Argumente: Das Thema ist zweifellos ein
„Dauerbrenner“ in der Deregulierungsdebatte. Die geltenden
Kündigungsbeschränkungen werden durch „equity“- und „ef-
ficiency“-Argumente begründet. Und wie internationale Ver-
gleiche zeigen, ist eine Vielzahl von Regelungsvarianten
denkbar – liberalere und striktere Regime als die bei uns der-
zeit gültigen. 

3.1 Theoretische Aspekte

Kernbereich der Regelungen zur Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses ist der Kündigungsschutz. Zwischen dem Kündi-
gungsschutz im rechtlichen Sinne auf der einen Seite und der
faktischen Beschäftigungssicherheit auf der anderen Seite be-
stehen komplexe Zusammenhänge (vgl. zum Nachfolgenden:
Büchtemann/Walwei 1996). So kann es faktische Beschäfti-
gungssicherheit ohne gesetzlichen Kündigungsschutz geben.
Andererseits darf der geltende Kündigungsschutz nicht mit
absoluter Beschäftigungssicherheit gleichgesetzt werden. 

Beschäftigungssicherheit im allgemeinen Sinne hat sowohl
einen Makrobezug als auch eine Mikrodimension. Der Grad
der Beschäftigungssicherheit auf der Makroebene kann an der
Wahrscheinlichkeit gemessen werden, generell beschäftigt zu
sein und zu bleiben. Sie schließt bei unveränderter Arbeits-
kräftenachfrage die Möglichkeit ein, auch nach einem Ar-
beitsplatzverlust erneut eine vergleichbare Beschäftigung fin-
den zu können. Das Ausmaß der Beschäftigungssicherheit auf
der Mikroebene korrespondiert hingegen lediglich mit der
Wahrscheinlichkeit, beim aktuellen Arbeitgeber eine Be-
schäftigung zu behalten. Sie schließt nicht unbedingt Ar-
beitsplatzsicherheit ein. Denn Beschäftigungssicherheit auf
einzelwirtschaftlicher  Ebene kann gegebenenfalls auch durch
die Möglichkeit einer betriebsinternen Umsetzung gewähr-
leistet werden.

Beschäftigungssicherheit auf Makro- und Mikroebene bedin-
gen sich jedoch gegenseitig: Bei günstiger Arbeitsmarktsi-
tuation ist die „Makrobeschäftigungssicherheit“ relativ hoch.
Mikrobeschäftigungssicherheit (z. B. in Form eines gesetzli-
chen Kündigungsschutzes) ist dann tendenziell sowohl mit
geringeren Kosten für die Betriebe, als auch mit geringerem
Nutzen für die Beschäftigten verbunden – selbst unter
Berücksichtigung einer durch Arbeitsplatzwechsel eventuell
notwendigen beruflichen und/oder regionalen Mobilität. Das
Umgekehrte gilt bei schlechter Beschäftigungslage.

Zu unterscheiden ist auch zwischen Beschäftigungssicherheit
de facto und de jure. Unter Beschäftigungssicherheit de fac-
to versteht man, wenn z. B. trotz fehlender vertraglicher Ver-
einbarungen Beschäftigte in einem Kleinbetrieb ein hohes
Maß an Beschäftigungssicherheit de facto genießen können.
Beschäftigungssicherheit de jure basiert dagegen entweder
auf einzelvertraglichen Vereinbarungen oder auf gesetzlichen
bzw. tarifvertraglichen Regelungen. Die Debatte um die
Zweckmäßigkeit des Kündigungsschutzes sowie damit im
Zusammenhang stehender sog. „temporärer Beschäftigungs-
formen“ (wie z. B. befristete Beschäftigung oder Leiharbeit)
konzentriert sich vor allem auf deren kollektive Ausgestal-
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tung. Kontrovers gesehen wird dabei sowohl das Niveau der
Beschränkungen als auch die Frage nach der Zweckmäßigkeit
bestimmter Regulierungsebenen.

Grundsätzlich dürfen Kündigungsbeschränkungen aber nicht
gleichgesetzt werden mit Unkündbarkeit. Arbeitgeber müssen
Entlassungen durch sachliche Gründe rechtfertigen und pro-
zedurale Regelungen (z. B. Kündigungsfristen oder auch die
Konsultation der Arbeitnehmervertretung) einhalten. Will-
kürliche Kündigungen sollen durch den bestehenden Kündi-
gungsschutz einschließlich der Beschränkung der Befri-
stungsfreiheit ausgeschlossen werden. Gesetzliche oder kol-
lektivvertragliche Regelungen können weiter vorsehen, dass
Beschäftigtengruppen unterschiedlich gut vor Kündigungen
geschützt werden. So ist der Kündigungsschutz abhängig von
der Betriebszugehörigkeit; bei Probezeiten gibt es geringeren
Kündigungsschutz; befristete Arbeitsverträge schließen Kün-
digungsschutz aus; Beamte genießen höheren Kündigungs-
schutz; dasselbe gilt auch für Behinderte oder Frauen in der
Schwangerschaft.

Bei der arbeitsökonomischen Beurteilung von Kündigungs-
beschränkungen sind Effekte auf Einstellungen und Entlas-
sungen zu unterscheiden (vgl. Büchtemann 1990, Walwei
1996). Solche Regelungen können sich negativ auf die Ein-
stellungsbereitschaft auswirken. Die Unternehmen antizipie-
ren die zu erwartenden Entlassungskosten, was zu einer Er-
höhung des Preises für den Faktor Arbeit beiträgt. Steigt der
betriebliche Arbeitskräftebedarf (gemessen in benötigtem Ar-
beitsvolumen), beeinflussen die relativen Kosten der ver-
schiedenen Anpassungsalternativen (z. B. unbefristete Neu-
einstellungen, befristete Neueinstellungen, Überstunden) die
Entscheidung, wie die Anpassung erfolgt.

Verändern sich die relativen Kosten der Anpassungsalternati-
ven, z. B. durch eine weniger strikte Regulierung, dürfte dies
unter sonst gleichen Bedingungen die Bereitschaft der be-
treffenden Unternehmen erhöhen, Neueinstellungen vorzu-
nehmen. Demgegenüber steht aber die höhere Wahrschein-
lichkeit, dass diese Betriebe aufgrund geringerer Entlas-
sungskosten bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten (also ei-
nem Rückgang des benötigten Arbeitsvolumens) in stärkerem
Umfang als vorher nicht mehr produktiv einsetzbare Arbeit-
nehmer entlassen.

Eine offene Frage ist somit, wie sich der Beschäftigungstrend
(Saldo von mehr Einstellungen im Boom und mehr Entlas-
sungen in der Rezession) durch die Lockerung von Kündi-
gungsbeschränkungen entwickeln würde. Zu berücksichtigen
ist dabei einerseits, dass die Arbeitskosten (durch den Weg-
fall der potenziellen Entlassungskosten) durch Deregulierung
unabhängig vom Konjunkturverlauf in der Tendenz sinken
dürften. Andererseits kann weniger Schutz auch negative Be-
gleiterscheinungen auf einzelwirtschaftlicher Ebene mit sich
bringen. Denn Beschäftigungssicherheit unterstützt die Be-
reitschaft, in Humankapital zu investieren. Sie fördert die
Identifikation mit den Betriebszielen, unterstützt die be-
triebsinterne Mobilität und verbessert die Akzeptanz des tech-
nologischen Fortschritts. Zudem ist bei einem mehr durch
„Heuern und Feuern“ gekennzeichneten Regime nicht auszu-
schließen, dass sich Erwerbspersonen beim Erwerb langlebi-
ger Konsumgüter stärker zurückhalten. Pia Dörsam (1997,
Zusammenfassung) schreibt dazu treffend: „Insgesamt lässt
sich aus institutioneller Sicht kein eindeutig positiver Ge-
samteinfluss des Kündigungsschutzes auf die Beschäftigung
ableiten, doch verlieren die negativen Diagnosen neoklassi-
scher Ansätze ihre Eindeutigkeit.“

3.2 Empirische Befunde

Die Kündigungsschutzbeschränkungen in Deutschland sind
im internationalen Vergleich als eher restriktiv einzustufen
(vgl. Abbildung 2). So weist der OECD-Indikator zur Rege-
lungsdichte im Bereich der Beschäftigungssicherheit unter 26
Ländern Deutschland den Platz 20 zu. Der Indikator berück-
sichtigt Regelungen zum individuellen Kündigungsschutz, zu
den Massenentlassungen und den temporären Beschäfti-
gungsformen (befristete Beschäftigung und Leiharbeit).
Nach den jüngst veröffentlichten OECD-Analysen vollzog
sich in den betreffenden Regelungsbereichen ein bemerkens-
werter Deregulierungstrend, der sich bisher in Deutschland
nur mäßig auswirkte (OECD 1999).

Nennenswerte Änderungen gab es hier zu Lande vor allem im
Bereich der befristeten Beschäftigung mit dem Wegfall der
sachlichen Rechtfertigung bei Befristungen bis zu 18 Mona-
ten (1985) und der Verlängerung der Befristungshöchstdauer
auf 24 Monate (1996). Im Bereich der Arbeitnehmerüberlas-
sung wurde die Überlassungshöchstdauer auf zuletzt 12 Mo-
nate (1997) schrittweise angehoben. Die Heraufsetzung des
betrieblichen Schwellenwertes für die Anwendbarkeit des
Kündigungsschutzes von 6 auf 11 Beschäftigte in einem Be-
trieb vom Oktober 1996 wurde dagegen Anfang 1999 zurück-
genommen.  

Die mit den Kündigungsbeschränkungen in Deutschland im
Zusammenhang stehenden Kosten spielen als Teil der gesam-
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Abbildung 2: Beschäftigungssicherheit im internationa-
len Vergleich – OECD-Indikator zur Regelungsdichte
Ende der 90er Jahre –

Länder Gesamtindikator1

Vereinigte Staaten 0,7
Vereinigtes Königreich 0,9
Neuseeland 0,9
Kanada 1,1
Irland 1,1
Australien 1,2
Schweiz 1,5
Dänemark 1,5
Ungarn 1,7
Polen 2,0
Finnland 2,1
Tschechische Republik 2,1
Niederlande 2,2
Japan 2,3
Österreich 2,3
Belgien 2,5
Korea 2,5
Schweden 2,6
Norwegen 2,6
Deutschland 2,6
Frankreich 2,8
Spanien 3,1
Italien 3,4
Griechenland 3,5
Türkei 3,5
Portugal 3,7

1 Der Indikator setzt sich aus drei Komponenten zusammen: Regelungen des
individuellen Kündigungsschutzes, der temporären Beschäftigungsformen
und der Massenentlastungen.

Quelle: OECD 1999 Employment Outlook



ten Personalkosten eine zunehmend wichtige Rolle. Die Ta-
belle 1 zeigt die Entwicklung der betrieblichen Aufwendun-
gen für Entlassungsentschädigungen im Bereich des verar-
beitenden Gewerbes von 1972 bis 1996. Danach gaben die
westdeutschen Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes zuletzt
rd. 6,2 Mrd. für Abfindungen aus. Seit 1972 haben sich nicht
nur die absoluten Aufwendungen für Entlassungsentschädi-
gungen erhöht, sondern auch der durchschnittliche Aufwand
pro beschäftigten Arbeitnehmer im verarbeitenden Gewerbe
und – was entscheidend ist – der Anteil der Entlassungsent-
schädigungen an den gesamten Arbeitskosten. Zu dieser Stei-
gerung haben nicht zuletzt die kostspieligen Entlassungen
bzw. Aufhebungsverträge in Betrieben mit mehr als 500 Be-
schäftigten beigetragen.

Gibt es also bereits Handlungsbedarf, nur weil viele andere
Länder weniger restriktive Kündigungsbeschränkungen haben
und empirische Hinweise auf im Zeitablauf gewachsene Ent-
lassungskosten vorliegen? Im Focus steht dabei die häufig vor-
getragene These, dass Kündigungsbeschränkungen Neuein-
stellungen hemmten und den Strukturwandel bremsten.

Arbeitsmarktwirkungen

Für die empirische Analyse von Arbeitsmarktwirkungen der
Beschäftigungssicherheit de jure bieten sich intertemporale
und internationale Vergleiche an. Bei intertemporalen Ver-
gleichen geht es um die Erfassung der Folgen von Rechtsän-
derungen. Ohne speziell auf die jeweilige Fragestellung ab-
stellende Erhebungen ist es jedoch schwer, die Wirkungen
von Rechtsänderungen zu isolieren. Rechtliche Änderungen
werden häufig überlagert durch konjunkturelle Entwicklun-
gen und andere nicht von rechtlichen Rahmenbedingungen
abhängige Verhaltensweisen. Regulierungen beeinflussen
Kosten und Nutzen verschiedener Handlungsalternativen für
die Beteiligten. Sie können unterschiedlich große Flexibi-
litätsspielräume eröffnen. Ob dann aber der durch institutio-
nelle Vorgaben definierte Handlungsspielraum tatsächlich
ausgeschöpft wird, ist eine andere Frage. 

Dass die Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten durch
Recht und deren faktische Inanspruchnahme auseinander fal-
len können, wird durch zwei vom Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung in Auftrag gegebene Untersuchungen

zu den Wirkungen der Befristungsregelung des Beschäfti-
gungsförderungsgesetzes bestätigt (vgl. Büchtemann/Höland
1989, Bielenski 1997). Im Mittelpunkt der Studien standen
Umfang, Struktur, Einsatzbereiche und Beschäftigungsfol-
gen der Befristungsregelung des Beschäftigungsförderungs-
gesetzes (BeschFG) 1985, bei der es im Kern um den Wegfall
der bis dahin notwendigen sachlichen Begründung bei ein-
maligen Befristungen von bis zu 18 Monaten ging.

Beide Untersuchungen kommen übereinstimmend zu dem Er-
gebnis, dass zwar die Neuregelung der befristeten Beschäfti-
gung durchaus kräftig in Anspruch genommen worden ist (z.
B. für 1992 rd. 425.000 befristete Einstellungen auf der Ba-
sis des BeschFG). Klammert man aber dabei die „Mitnahme“
aus, also solche Fälle von Befristungen, die bereits nach der
vorher allein maßgeblichen Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts (BAG) zulässig gewesen wären, bleiben maxi-
mal 25 % der durch die Neuregelung erfolgten Befristungen
übrig. Wird dann nach dem „Zusatzeffekt“ gefragt, also in-
wieweit Betriebe aufgrund der Neuregelung mehr befristete
Einstellungen vorgenommen haben als ursprünglich vorgese-
hen, reduzieren sich die „originären Befristungsfälle“ noch
einmal um die Hälfte. Berücksichtigt man schließlich auch
noch den von den Studien nachgewiesenen, wenn auch klei-
nen „Substitutionseffekt“, der diejenigen befristeten Neuein-
stellungen erfasst, die ansonsten mit unbefristetem Arbeits-
vertrag erfolgt wären, ist der verbleibende Arbeitsmarkteffekt
verschwindend gering. Die empirischen Ergebnisse bestätig-
ten damit weder die seinerzeitigen Hoffnungen der Gesetzes-
initiatoren noch die Befürchtungen der Gesetzesgegner. Die
in den 90er Jahren weithin konstanten Befristungsquoten lie-
fern einen zusätzlichen empirischen Hinweis, dass die Er-
weiterung von Handlungsmöglichkeiten durch arbeitsrechtli-
che Deregulierung und die tatsächliche Inanspruchnahme
neuer Optionen offenbar zwei unterschiedliche Sachverhalte
sind. Die betriebliche Realität ist offenbar nach wie vor nicht
durch ein „Heuern“ und „Feuern“ gekennzeichnet. Dies deu-
tet darauf hin, dass die Betriebe die Stabilität der Beschäfti-
gung (als ein tragendes Element der Sozialpartnerschaft) noch
immer als relevanten Produktivfaktor einstufen.

Zudem muss auf einen weiteren, in den empirischen Unter-
suchungen zu kurz gekommenen Aspekt hingewiesen wer-
den. Es sind nicht nur kurzfristige, sondern auch langfristige

MittAB 1/2000 105

Tabelle 1: Entlassungsentschädigungen im Verarbeitenden Gewerbe (Westdeutschland) 1972 - 1996 (Unternehmen mit
10 und mehr Arbeitnehmern)

„Entlassungs- „Durchschnittliche „Durchschnittliche „Anteil der
entschädigungen“ Entlassungs- Entlassungs- Entlassungs-

entschädigungen entschädigungen entschädigungen
je Vollzeiteinheit 1 je Vollzeiteinheit 1 an den

in allen Unternehmen“ in Unternehmen mit mehr als gesamten
500 Arbeitnehmern“ Arbeitskosten“

(in 1000 DM) (in DM gerundet) (in DM gerundet) (in %)

1972 150040 19 28 0,1
1975 534540 76 111 0,4
1978 537054 74 107 0,3
1981 1051137 152 222 0,5
1984 2248730 351 531 0,6
1988 2335070 355 510 0,6
1992 5950881 868 1292 1,1
1996 6226577 1112 1632 1,3

1 Vollbeschäftigte und entsprechend ihrer geleisteten Arbeitszeit in Vollbeschäftigte umgerechnete Teilzeitbeschäftigte. Für 1972: Voll- und Teilzeitbeschäftigte.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Personal- und Personalkostenerhebungen im produzierenden Gewerbe



Beschäftigungsniveaueffekte von Rechtsänderungen (wie der
Befristungsregelung des BeschFG) zu würdigen. Dahinter
verbirgt sich die Überlegung, dass weniger Kündigungsbe-
schränkungen (in diesem Fall erweiterte Möglichkeiten des
Einsatzes befristeter Arbeitsverträge) nicht nur mit einer Ein-
stellungserleichterung verbunden sind, sondern darüber hin-
aus eine Entlassungserleichterung für das Unternehmen mit
sich bringen. Eine umfassende beschäftigungspolitische Be-
wertung der Befristungsregelung des BeschFG setzt demnach
voraus, den Saldo aus Beschäftigungsgewinnen im Auf-
schwung und Beschäftigungsverlusten im Abschwung (bei
erweiterten Befristungsmöglichkeiten) mit einer Situation bei
unveränderter Rechtslage vergleichen zu können. Die bislang
vorliegenden eher zeitpunktbezogenen Untersuchungen er-
lauben jedoch solche weitgehenden Analysen nicht.

Internationale Vergleiche kommen hinsichtlich der beschäfti-
gungspolitischen Bewertung der Beschäftigungssicherheit de
jure nicht zu gänzlich anderen Ergebnissen. Im Employment
Outlook 1999 behandelt die OECD dieses Thema sehr aus-
führlich. Sie stützt sich dabei auf Sekundärstudien, aber auch
eigene bivariate und multivariate Untersuchungen. Dabei
wird unterschieden zwischen den Wirkungen der genannten
Regelungen auf Bestandsgrößen (wie das Niveau von Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit) und auf Flussgrößen (wie
Zu- und Abgänge von Beschäftigung sowie Arbeitslosigkeit). 

Die OECD-Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen: Den vorliegenden Befunden zufolge beeinflusst eine
strikte Regulierung der Beschäftigungssicherheit das Niveau
der Arbeitslosigkeit kaum. Jedoch deuten die Ergebnisse dar-
aufhin, dass sich die Zusammensetzung der Arbeitslosen
durch stärkere Beschränkungen verändern kann. Die Arbeits-
losigkeit von Männern „im besten Alter“ fiele geringer aus,
allerdings zu Lasten Jüngerer. Auch das Beschäftigungsni-
veau wird nach den Ergebnissen kaum und allenfalls leicht
negativ tangiert. Bedeutender sind allerdings auch hier die
Strukturwirkungen, denn offenbar verbessert eine hohe Be-
schäftigungssicherheit de jure die Beschäftigungschancen
von Männern „im besten Alter“ und verschlechtert die von
Jüngeren sowie von Frauen „im besten Alter“. Mit Blick auf
die Flussgrößen ergeben sich eindeutigere Zusammenhänge.
So mindert eine hohe Beschäftigungssicherheit de jure die
Fluktuation am Arbeitsmarkt (und erhöht die Stabilität der
Beschäftigung), senkt das Zugangsrisiko in Arbeitslosigkeit
und erhöht aber gleichzeitig deren Dauer. Flexiblere Arbeits-
märkte reagieren dagegen wesentlich schneller und stärker
auf ökonomisch veränderte Rahmenbedingungen: Zyklische
Schwankungen fallen deutlicher aus und Verfestigungsten-
denzen z. B. bei der Arbeitslosigkeit nehmen ab (vgl. zu dies-
bezüglichen Befunden für Großbritannien: Beatson 1995).

Aus den Vergleichen ergibt sich ferner, dass ein restriktiver
Kündigungsschutz nicht unbedingt mit einem hohen Niveau
temporärer Beschäftigung einhergehen muss. Allerdings kor-
relieren den OECD-Analysen zufolge strikte Regelungen der
Beschäftigungssicherheit positiv mit der Höhe der Selbstän-
digenquote. Dieser Zusammenhang sollte aber nicht überbe-
wertet werden, weil vor allem die südeuropäischen Länder mit
eher weitgehendem Kündigungsschutz (vgl. Abbildung 2)
nicht selten einen relativ hohen Anteil selbständiger Land-
wirte an allen Erwerbstätigen aufweisen.

Festhalten lässt sich an dieser Stelle, dass die vorliegenden in-
tertemporalen Vergleiche keinen Hinweis auf signifikante Ni-
veaueffekte der Beschäftigungssicherheit de jure geben. In-

ternationale Vergleiche bringen ähnliche Ergebnisse hervor,
unterstreichen aber, dass die Strukturwirkungen der Beschäf-
tigungssicherheit de jure (Verteilung von Beschäfti-
gungschancen und Arbeitslosigkeitsrisiken) wesentlich be-
deutsamer zu sein scheinen als dessen Niveauwirkungen. Was
mögliche Revisionen bei den Kündigungsbeschränkungen
angeht, wird damit aber ein – auch auf einzelwirtschaftlicher
Ebene anzusiedelnder – Zielkonflikt deutlich. Deregulierung
würde damit vor allem eines bewirken: die Beschäfti-
gungschancen von Outsidern (auch der Randbelegschaft) zu
Lasten der Beschäftigungssicherheit von Insidern (insbeson-
dere der Stammbelegschaft) zu erhöhen.

Bedeutung des Strukturwandels

Neben einer gewissen Umverteilung von Beschäfti-
gungschancen und Arbeitslosigkeitsrisiken sind als zweite
mögliche Begründung für arbeitsrechtlichen Reformbedarf
bei Regelungen der Beschäftigungssicherheit Fragen des
Strukturwandels zu erörtern. Zwei Argumentationssträngen
ist in diesem Zusammenhang nachzugehen: Einerseits könn-
te sich das Schutzniveau de jure auf volkswirtschaftlicher
Ebene erhöhen oder verringern, wenn sich die Zusammen-
setzung der Beschäftigung nach Betrieben und Sektoren mit
rechtlich jeweils unterschiedlicher Verankerung der Beschäf-
tigungssicherheit verändert. Andererseits könnten eher weit-
reichende Kündigungsbeschränkungen das Tempo und die In-
tensität des Strukturwandels bremsen.

Oben wurde schon einmal angesprochen, dass Arbeitnehmer
je nach Zugehörigkeit  zu bestimmten Betrieben (Klein- oder
Grossbetrieb) oder Sektoren (Privatwirtschaft oder öffentli-
cher Dienst) in unterschiedlichem Maße vor Entlassungen ge-
schützt werden. Für die Beschäftigungssicherheit de jure sind
zwei – schon aus der Vergangenheit bekannte – Trends rele-
vant:

(1) Steigende Beschäftigungsanteile von Klein- und Mittel-
betrieben und

(2) Expansion der Beschäftigung im privaten Dienstlei-
stungsbereich.

Gewinner des Strukturwandels waren in der Vergangenheit
kleinere und mittelgroße Betriebe. Der Beschäftigtenanteil
von Betrieben mit bis zu 500 Beschäftigen an der Gesamtzahl
der Beschäftigten stieg in Westdeutschland von 1977 bis 1998
kontinuierlich von knapp 70 % auf mehr als 75 % (vgl. Ab-
bildung 3). Dieser Trend dürfte sich aufgrund von Auslage-
rungstendenzen und der durch den technischen Fortschritt  be-
dingten Rentabilitätserhöhung kleiner Betriebseinheiten –
trotz unverkennbarer Konzentrationsprozesse – wohl auch in
der nahen Zukunft fortsetzen. Im Ergebnis bedeutet dies, dass
größere Betriebe zunehmend weniger Beschäftigung an sich
binden werden. Mit Blick auf Regulierungen ist dies vor al-
lem deshalb von Bedeutung, weil das Arbeitsrecht eine Viel-
zahl von Schwellenwerten kennt (z. B. bei der Bildung eines
Betriebsrats im Betriebsverfassungsgesetz oder auch den Vor-
schriften für die Anwendbarkeit des Schwerbehinderten- und
Jugendarbeitsschutzgesetzes). Der Schwellenwert des Kün-
digungsschutzgesetzes liegt – wie bereits erwähnt – nach der
vorübergehenden Anhebung nun wieder bei sechs Mitarbei-
tern. Die mit den Schwellenwerten einhergehenden Frei-
heitsgrade werden vor allem damit begründet, dass anders als
Großunternehmen kleine und mittlere Unternehmen weniger
Möglichkeiten hätten, sich intern an Veränderungen der Pro-
duktnachfrage anzupassen (vgl. iwd 1998). Aufgrund der be-
triebsgrößenspezifischen Beschäftigtenentwicklung gewin-

106 MittAB 1/2000



nen solche Schwellenwerte in gewissem Maße an Bedeutung,
weil mehr und mehr Beschäftigte in die Größenklassen von
Klein- und Mittelbetrieben fallen.

Neben den Veränderungen der Betriebsstruktur nach Größen-
klassen ist auf der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes auch
der Wandel zu Gunsten des Dienstleistungsbereiches zu wür-
digen. Das produzierende Gewerbe tritt – wie zu Beginn der
industriellen Revolution die Landwirtschaft – immer mehr
hinter den Dienstleistungsbereich zurück. Damit wird die In-
dustrie ebenso wenig überflüssig wie die Landwirtschaft, nur
die prägende Kraft als dominanter Beschäftiger geht nicht
mehr von ihr aus. Der betriebsinterne Flexibilitätsspielraum
von Dienstleistungsunternehmen ist eingeschränkt, was
durch Produktbesonderheiten zu erklären ist. Dienste können
nicht auf Lager „produziert“ und in Stoßzeiten vom Lager
„abgerufen“ werden.

Die gerade aktualisierte IAB/Prognos-Projektion schätzt,
dass bis zum Jahre 2010 fast 70% der Erwerbstätigen in den
Dienstleistungssektoren tätig sein könnten (vgl. Abbildung 4
und Schnur 1999). Zudem spricht vieles dafür, dass es im
Dienstleistungsbereich zu neuen Formen der Arbeitsteilung
zwischen öffentlichen, halböffentlichen und privaten Anbie-
tern kommt. Ein aufgrund des Alterungsprozesses der Bevöl-
kerung steigender Bedarf an Gesundheits- und Pflegedienst-
leistungen und unternehmensinternen und -externen Weiter-
bildungsmaßnahmen begünstigt bei gleichzeitigem Konsoli-
dierungszwang der öffentlichen Haushalte private Anbieter
von Bildungs-, Gesundheits- und Unterhaltungsdienstlei-
stungen. Auch dadurch verändert sich die arbeitsrechtliche
Position vieler Beschäftigter, weil der Staat als Arbeitgeber

mit seinem durch Gesetz und Tarifvertrag verankerten relativ
hohem Schutzniveau (insbesondere im Bereich der Beschäf-
tigungssicherheit) an Bedeutung verlieren dürfte.  

Der Strukturwandel in Richtung kleiner Betriebsgrößen und
dem privaten Dienstleistungsbereich sorgt damit – ohne jede
Deregulierung – für eine schleichende Erosion des Geltungs-
bereichs der Beschäftigungssicherheit de jure. Eine Locke-
rung der geltenden Kündigungsbeschränkungen würde inso-
fern manche der sich abzeichnenden Entwicklungen vorweg-
nehmen. Eine offene Frage ist aber, inwieweit gezielte ar-
beitsrechtliche Revisionen auch zu einer Beschleunigung des
laufenden Strukturwandels beitragen können. Hierfür spricht,
dass strikte Regulierungen im Bereich der Beschäftigungssi-
cherheit den oben erwähnten internationalen Analysen zufol-
ge die Arbeitskräftefluktuation begrenzen und dadurch beste-
hende Strukturen in gewissem Umfang konservieren. Mehr
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt würde anders als dies heute
der Fall ist, das Augenmerk von der Erhaltung bestehender
Arbeitsplätze hin zur Entstehung neuer Beschäftigungsmög-
lichkeiten lenken. Wenn der Strukturwandel mit dem Ziel ei-
ner Stärkung der Wachstumskräfte vorangetrieben werden
soll, ist das für große Industriebetriebe und überwiegend in-
terne Arbeitsmärkte wohl passende Regelwerk der Beschäfti-
gungssicherheit zukünftig stärker an den Realitäten des mit-
telständischen Dienstleistungsgewerbes zu orientieren. Da-
mit wird keinesfalls einer Abschaffung derjenigen gesetzli-
chen Regelungen das Wort geredet, die heute maßgeblich zur
Beschäftigungssicherheit von Arbeitnehmern beitragen. Je-
doch liegen – wie internationale Vergleiche zeigen – zwischen
maximaler Kündigungsfreiheit und der bundesdeutschen
Realität Welten.
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Abbildung 3: Struktur der Betriebe und Beschäftigten nach Betriebsgrößenklassen* in Westdeutschland 1977, 1985, 1990,
1998

– Anteile in % –

* nur Betriebe mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Größenklassen gemessen an der Zahl der Beschäftigten

Quelle: Betriebsdatei der Beschäftigtenstatistik



4 Regelungen zur Beschäftigungssicherheit und Kom-
pensationsmöglichkeiten

Arbeitsrechtliche Revisionen sind also schon allein aus ma-
kroökonomischer Perspektive durchaus diskussionswürdig.
Von besonderer Bedeutung für die hier in Betracht zu zie-
henden Kompensationsmöglichkeiten ist aber auch die ein-
zelwirtschaftliche Kosten/Nutzen-Abwägung.

An weitgehender Beschäftigungssicherheit ausgerichtete Re-
gelungen hindern einerseits die Unternehmen bei strukturel-
lem und auch zyklischem Niedergang an raschen Reaktionen
(vgl. hierzu auch Sadowski / Backes-Gellner 1997 und Chen /
Zoega 1999). Sie dämpfen andererseits die Einstellungsnei-
gung der Betriebe in Aufschwungphasen. Die generelle Fol-
ge ist weniger Fluktuation im Betrieb als auf ungeregelten Ar-
beitsmärkten. Der Beschäftigungstrend würde jedoch nur
dann negativ beeinflusst, wenn Entlassungskosten nicht durch
höhere Produktivität oder Lohnzurückhaltung aufgefangen
werden können.

Das auf Beschäftigungssicherheit bezogene betriebliche Ko-
sten/Nutzen-Kalkül kann je nach Arbeitsplatz sehr unter-
schiedlich ausfallen (vgl. Schellhaaß / Nolte 1999). Bei ho-
hen betriebsspezifischen Humankapitalaufwendungen kann
der Betrieb sogar ausdrücklich an längerfristigen Arbeitsbe-
ziehungen interessiert sein. Möglicherweise  bedürfte es in
diesen Fällen gar keines gesetzlichen Kündigungsschutzes,
weil einzelvertragliche Vereinbarungen zur Beschäftigungs-
sicherheit an dessen Stelle treten könnten. Kosten und Nut-
zen von Kündigungsbeschränkungen können sich auch je Be-

trieb unterschiedlich verteilen, z. B. nach Qualifikations-
struktur der Belegschaft oder Branchenzugehörigkeit des Be-
triebs.

Auf einzelwirtschaftlicher Ebene bieten sich zudem immer
auch Ausweichmöglichkeiten. So sorgt ein aus betrieblicher
Sicht als zu weitgehend empfundener Kündigungsschutz für
einen Anreiz, vor allem solche Beschäftigungsformen zu
wählen, bei denen Beschäftigungssicherheit de jure nicht oder
nur in geringem Umfang gegeben ist (z. B. bei Befristungen,
Einsatz der Leiharbeit oder Werkverträgen an Selbständige).

Allgemeingeltende Regelungen sollen gleiche Wettbewerbs-
bedingungen für alle schaffen. In Deutschland wird dieses
Ziel  aber durch die sog. „Schwellenwerte“ unterlaufen. Aus-
gehend vom bereits beschriebenen Wandel auf dem Arbeits-
markt werden dadurch – durchaus wohl begründet – evtl. im-
mer größere Freiräume geschaffen, in denen das Recht mehr
oder weniger außer Kraft gesetzt ist. Um nicht Fehlanreize zu
produzieren, die z. B. Belegschaften künstlich klein halten,
müssten Schwellenwerte  – ähnlich wie 1996 geschehen – lau-
fend nach oben angepasst werden. Eine Alternative könnte
darin bestehen, das Arbeitsrecht insgesamt auf den Prüfstand
zu stellen.

Ein großes Problem aus einzelwirtschaftlicher Sicht stellen
vorrangig verteilungs- und sozialpolitisch motivierte Rege-
lungen (z. B. der Kündigungsschutz für besondere Personen-
gruppen) dar. Sie sind aus betrieblicher Perspektive nahezu
ausschließlich mit Kosten verbunden. Ist es richtig, die Be-
triebe mit den Kosten verteilungspolitisch motivierter Rege-
lungen zu belasten und damit die „Rache des Gutgemeinten“
zu provozieren? Oder anders gefragt: Wie kann im Falle von
Deregulierungsbedarf die Beibehaltung bzw. Revision der
vorhandenen Regulierung flankiert werden?

– Bei bestehendem Reformbedarf und zunächst unveränder-
ten Regulierungen sind alternative Handlungs- und Flexibili-
sierungsspielräume auf betrieblicher Ebene auszuloten. In-
terne Flexibilität müsste also an die Stelle externer Flexibi-
lität treten.

– Im Falle einer Entscheidung zu Gunsten von Deregulierung
und der dann damit einhergehenden Umverteilung von Ver-
fügungsrechten, vor allem zu Lasten von Insidern, wäre da-
gegen zu diskutieren, ob es von öffentlicher Seite Kompen-
sationsbedarf und Ausgleichsmöglichkeiten gibt.

4.1 Betriebliche Anpassungsalternativen

Der betriebliche Handlungsspielraum wird u.a. durch den
rechtlichen Rahmen definiert. Regulierungen können unter-
schiedlich große Flexibilitätsspielräume eröffnen. So kann –
bei den die Beschäftigungssicherheit betreffenden Regelun-
gen – das Spektrum (zumindest theoretisch) reichen von der
faktischen Unkündbarkeit (z. B. bei Berufsbeamten) bis hin
zu weitgehender Kündigungsfreiheit (z. B. in der Probezeit
oder bei Kleinbetrieben). Aber auch für andere Parameter der
Erwerbstätigkeit können Regulierungen sehr unterschiedli-
che Freiheitsgrade eröffnen, wie die Abbildung 5 zeigt. 

Prinzipiell sind bei jeder Flexibilisierungsdimension Extrem-
varianten und vielfältige Zwischenformen denkbar. Selbst
wenn von einer eher strikten Regelung der Beschäftigungssi-
cherheit ausgegangen wird, bestehen zumindest potenziell an-
dere betriebsinterne Anpassungsalternativen. Ansatzpunkte
hierfür sind vor allem mehr Lohn- und/oder Arbeitszeitflexi-
bilität.
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Abbildung 4:Anteile der Sektoren an den Erwerbstätigen
1995 und 2010

– Gesamtdeutschland, Angaben in Prozent –

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen

Quelle: IAB/Prognos-Projektion 1999 (IAB-Projekt 1/4-436A)



Sind die Löhne eher rigide, treten im wirtschaftlichen Ab-
schwung oder bei strukturellem Niedergang Mengenreaktio-
nen an die Stelle alternativ möglicher Lohnsatzvariationen.
Die Stabilisierung von Einkommen durch dauerhafte Be-
schäftigungsverhältnisse liegt aber im Verteilungsinteresse
der Beschäftigten. Einen Ausweg aus diesem Dilemma weist
die Theorie impliziter Kontrakte (vgl. z. B. Schneider 1987).
Arbeitnehmer könnten Löhne, die unterhalb ihrer Wertgrenz-
produktivität liegen als „Versicherungsprämie“ gegen Entlas-
sungen in Kauf nehmen. Je nach Höhe der Prämie könnten
Entlassungen ganz vermieden oder zumindest aufgeschoben
werden. Letztlich wird aber eine Entlassung natürlich nicht
verhindert, wenn die Prämie z. B. bei anhaltend unzureichen-
der Produktnachfrage aufgezehrt ist. 

Falls der Spielraum für Lohnsatzvariationen zu klein oder be-
reits ausgeschöpft ist, müssen auf das Arbeitsvolumen bezo-
gene Mengenreaktionen nicht unbedingt zu geringeren Kopf-
zahlen führen. Arbeitszeitanpassungen nach unten aus kon-
junkturellen Gründen (z. B. in Form von Kurzarbeit) oder we-
gen struktureller Ursachen (z. B. in Form akzeptierter Teilzeit
wie im Falle VW) stellen Möglichkeiten dar, Entlassungen zu
vermeiden und so das Beschäftigungsniveau zu stabilisieren.
Von dieser Option wird in Deutschland (nicht zuletzt auf-
grund der Existenz eines Kurzarbeitergeldes) in gewissem
Umfang Gebrauch gemacht, wie deutsch-amerikanische Ver-
gleiche zur Beschäftigungsanpassung zeigen (vgl. House-
man / Abraham 1993 und 1994).

Als Zwischenfazit lässt sich an dieser Stelle folgendes fest-
halten: Zu wenig Flexibilität bei Löhnen und Arbeitszeiten er-
höht im Falle von strukturellem oder konjunkturellem Rück-
gang der Produktnachfrage unter sonst gleichen Bedingungen
den Druck in Richtung Entlassungen. Die Kostenwirkungen
der Beschäftigungssicherheit de jure treten dadurch stärker in

den Vordergrund und die Deregulierungsdiskussion bekommt
neue Nahrung. Einen Hinweis auf die Relevanz dieses Argu-
ments geben die in den 90er Jahren veränderten tariflichen
Regelungen, die Betrieben erheblich mehr Spielraum für be-
triebsspezifische Lösungen in Krisenphasen bieten. Öff-
nungsklauseln gestatten den Betrieben, Anpassungen sowohl
beim Lohn als auch bei der Arbeitszeit vorzunehmen. Erste
Untersuchungen zu den Vereinbarungen zur Beschäftigungs-
sicherung zeigen, dass Betriebe in Krisenphasen vermehrt in-
terne Flexibilitätsinstrumente nutzen, um Kosten und Arbeits-
einsatz an veränderte Nachfragebedingungen anpassen zu
können (vgl. Seifert 1999). Angesichts der wachsenden Be-
deutung der betrieblichen Beschäftigungspakte dürfte nicht
zu bestreiten sein, dass mit Blick auf die genannten Flexibi-
lisierungsalternativen noch Handlungsmöglichkeiten beste-
hen und dadurch auf betrieblicher Ebene eine zumindest teil-
weise Kompensation für Beschäftigungssicherheit geschaffen
werden könnte. Dies legen auch eine Reihe international ver-
gleichender Untersuchungen nahe, die die mangelnde Ar-
beitsmarktflexibilität schlechthin als eine wesentliche Ursa-
che der Beschäftigungskrise hier zu Lande ausgemacht haben
(vgl. z. B. Funk 1999, Franz 1999, Werner 1998).

4.2 Öffentliche Flankierung

Wie bereits erwähnt, geht jede arbeitsrechtliche Deregulie-
rung einher mit einer Umverteilung von Verfügungsrechten
zu Lasten bisher Begünstigter, in der Regel der Stammbeleg-
schaften im internen Arbeitsmarkt. Hier ist zu erörtern, ob und
inwieweit die „Gewinner“ einer Deregulierung (Betriebe und
Outsider) die „Verlierer“ (Insider) entschädigen könnten.
Wenn dies nicht vertretbar erscheint, ist schließlich auch an
eine öffentliche Kompensation zu denken. Drei Aspekte sol-
len in diesem Kontext angesprochen werden.

Schutz besonderer Personengruppen

Ein geringes Zugangsrisiko in Arbeitslosigkeit (durch Rege-
lungen des besonderen Kündigungsschutzes, z. B. für Ältere,
Schwangere oder Schwerbehinderte) mag aus sozial- und ge-
sellschaftspolitischer Sicht erwünscht sein. Diesem Vorteil
des beschäftigten Insiders steht aber der Nachteil der Ar-
beitslosen aus der besonders geschützten Arbeitnehmergrup-
pe gegenüber: Das Verbleibsrisiko für diesen Personenkreis
ist aufgrund regulierungsbedingter Zusatzkosten für den Ar-
beitgeber im Vergleich zu anderen Bewerbern c.p. höher. Zur
Verbesserung der Beschäftigungschancen benachteiligter
Personengruppen wären verschiedene Wege denkbar (vgl.
auch Buttler / Walwei 1992). Das Ziel muss sein, vorhandene
Einstellungshemmnisse so weit wie möglich abzubauen. Da-
bei sollten jedoch die Betroffenen, die nicht selten gravieren-
de Wettbewerbsnachteile aufweisen, nicht über Gebühr belas-
tet werden. Zwei Alternativen erscheinen diskussionswürdig:
Falls der besondere Schutz aufrechterhalten werden soll,
könnte man an verstärkte Einstellungshilfen (z. B. in Form
von Lohnkostenzuschüssen) denken, die als Kompensation
für die zusätzlichen, einstellungshemmenden Kosten zu se-
hen wären. Falls der besondere Schutz  – als eigentlich nicht
marktkonforme Variante – dagegen aufgehoben werden soll,
könnten die im Falle der Schwerbehinderten bereits gesetz-
lich vorgeschriebenen Ausgleichsabgaben erhöht bzw. für an-
dere Personengruppen eingeführt werden. 

Allgemeine Schutzrechte   

Würde man eine Deregulierung allgemeiner Schutzrechte
(wie z. B. dem gesetzlichen Kündigungsschutz) ins Auge fas-
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Abbildung 5: Strukturmerkmale der Erwerbstätigkeit
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sen, dürfte den vorliegenden Wirkungsanalysen zufolge vor
allem die Fluktuation in Beschäftigung und Arbeitslosigkeit
zunehmen. Dies setzt aber voraus, dass mehr Mobilität am Ar-
beitsmarkt von allen Beteiligten als Chance und nicht nur als
Bedrohung begriffen wird. 

An dieser Stelle lohnt ein Blick über die Grenze. So haben un-
sere dänischen Nachbarn ein vergleichsweise liberales Ar-
beitsrecht. Der Kündigungsschutz ist nur schwach ausge-
prägt, was sich nicht zuletzt in den relativ niedrigen Kosten
niederschlägt, die dem Arbeitgeber bei Freisetzungen entste-
hen (vgl. Abbildung 2, Emmerich / Werner 1998 und Schra-
der 1999). Die Arbeitsmarktflexibilität wird in Dänemark
weiter dadurch unterstützt, dass auch die Arbeitszeit (einschl.
der Überstunden) kaum gesetzlichen Regelungen unterliegt
und in Tarifverhandlungen frei ausgehandelt werden kann.
Nach der Verkürzung der Wochenarbeitszeit in den 80er Jah-
ren hat die tarifliche Arbeitszeitpolitik in den 90er Jahren mit
der Verminderung der zuschlagpflichtigen Überstunden wei-
tere Akzente in Richtung Flexibilisierung gesetzt  (vgl.
Döhrn/Heilemann/Schäfer 1998).

Dänemark ist ein Beispiel dafür, dass Flexibilisierungskosten
externalisiert und zumindest teilweise über die öffentlichen
Haushalte getragen werden. Dies kommt zum einen in den re-
lativ großzügigen Transferleistungen (z. B. hohe Lohnersatz-
raten bei der Arbeitslosenunterstützung) und zum anderen in
dem hohen Niveau an Ausgaben für Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik zum Ausdruck. So gaben die Dänen in
1998 mit 5,63 % des Bruttoinlandsprodukts im Vergleich der
OECD-Länder (Deutschland: 3,56 %) am meisten für Lohn-
ersatzleistungen und aktive Maßnahmen (v. a. Bildungspro-
gramme) aus (vgl. OECD 1999). Dahinter steht die Überle-
gung, dass es zum Schutz der Arbeitnehmer bildlich gespro-
chen nicht eines „Gürtels“ und zudem eines „Hosenträgers“
bedarf. Das heißt aber auch, dass es Interdependenzen zwi-
schen Arbeitsrecht und Transfersystem gibt. Ein liberales Ar-
beitsrecht erhöht die Mobilität. Flankierende Transfers und
der starke Einsatz von Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik nach dem Prinzip „Zuckerbrot und Peitsche“
wirken in die selbe Richtung, weil Mobilitätsrisiken verrin-
gert werden. Das Ergebnis kann eine bessere Allokation auf
dem Arbeitsmarkt, ein beschleunigter Strukturwandel und
eine Stärkung der Arbeitsmarktposition von Outsidern sein.

Atypische Beschäftigungsformen

Der dänische Ansatz eines flexiblen Arbeitsmarktes mit weit-
gehender sozialer Sicherung ist eine der Optionen, arbeits-
rechtliche Deregulierung in einer sozialen Marktwirtschaft
umzusetzen. Ein anderer Weg ist der sog. „flexicurity“-An-
satz unserer holländischen Nachbarn, der ähnlich wie in Dä-
nemark eine Verbindung von Flexibilität (flexibility) und Si-
cherheit (security) anstrebt (vgl. Wilthagen 1998, Pennings
1999). Dabei wird akzeptiert, dass externe Flexibilität eine
zunehmend wichtigere Voraussetzung für die Funktions-
fähigkeit der Arbeitsmärkte ist. Kommt es zu mehr Flexibi-
lität, können sich aber bei weniger geradlinigen Erwerbsbio-
grafien Defizite im Bereich der sozialen Sicherung ergeben. 

Der holländische Flexicurity-Ansatz enthält drei Komponen-
ten: (1) Mehr Vertragsfreiheit bei befristeter Beschäftigung (z.
B. durch die Erleichterung von Kettenarbeitsverträgen) und
beim Einsatz von Zeitarbeitnehmern (z. B. durch Abschaffung
der Erlaubnispflicht und der Höchstgrenze für die Verleih-
dauer sowie die Zulassung auch im Baubereich); (2) Stärkung
der rechtlichen Position atypisch Beschäftigter (z. B. für Zeit-

arbeitnehmer Anspruch auf Lohnfortzahlung in verleihfreien
Zeiten und auf Kündigungsschutz nach mindestens 18-mo-
natiger Beschäftigung) und (3) weniger Schutzrechte für sog.
„Normalarbeitnehmer“ (z. B. verlängerte Probezeiten, kürze-
re Kündigungsfristen). Ziel des „flexicurity“-Ansatzes ist
eine höhere Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes  – mög-
lichst durch einen Abbau der Arbeitsmarktsegmentation in
Stamm- und Randbelegschaften. Gestützt wird die hohe Ar-
beitsmarktflexibilität in den Niederlanden durch eine Alters-
grundrente, die unabhängig von Beitragszahlungen ist und
nur knapp oberhalb der Sozialhilfe (je nach Haushaltszusam-
menhang) liegt. Anders als in dem auf Einkommens- und Zeit-
proportionalität setzenden deutschen Rentenversicherungs-
system, verlieren damit die sog. „flockigen“, durch Wechsel
des Erwerbsstatus und des Umfangs der Erwerbstätigkeit ge-
kennzeichneten Biografien zumindest teilweise den Makel ei-
ner Gefährdung der individuellen sozialen Sicherheit.

5 Fazit: Wege zu mehr Arbeitsmarktflexibilität

Vieles spricht dafür, dass dominante ökonomische Trends wie
die Diffusion der neuen Informationstechnologien und die
sich intensivierende weltwirtschaftliche Arbeitsteilung
(Stichwort: Globalisierung) den Arbeitsmarktakteuren noch
mehr Anpassungsfähigkeit abverlangen werden als dies be-
reits heute der Fall ist (vgl. Berthold/Fehn 1996). In den hoch-
entwickelten Volkswirtschaften wird die Arbeitswelt offen-
sichtlich immer weniger durch große Industriebetriebe ge-
prägt. Dem gegenüber steht eine anhaltende Expansion des
privatwirtschaftlich organisierten, mittelständischen Dienst-
leistungsgewerbes. Anders als im schrumpfenden industriel-
len Sektor werden in dem wachsenden tertiären Bereich die
Möglichkeiten der betriebsinternen Flexibilität durch Pro-
duktbesonderheiten (z. B. mangelnde Lagerfähigkeit) und
kleinere Betriebsgrößen (z. B. weniger Umsetzungsmöglich-
keiten) beschränkt.

Um einerseits dem wachsenden Bedarf an personalpoliti-
schem Handlungsspielraum Rechnung zu tragen und ande-
rerseits soziale Verwerfungen zu vermeiden, erscheinen zwei
– sich nicht unbedingt widersprechende – Wege für die Ge-
staltung der Arbeitsmarktordnung durchaus diskussionswür-
dig. Bei dem ersten Weg müsste sich – abgesehen von gewis-
sen auf Modernisierung der Rechtsnormen zielende Modifi-
kationen – an der Substanz der Beschäftigungssicherheit de
jure dann nichts ändern, wenn die vorhandenen und zuletzt
durch Öffnungsklauseln erweiterten Spielräume für Lohn-
und Arbeitszeitflexibilität noch konsequenter ausgeschöpft
und – wo dies nicht ausreicht – erweitert würden. Bei Ein-
schlagen des zweiten Wegs stünde das geltende Niveau der
Beschäftigungssicherheit de jure jedoch zur Disposition.
Mehr Freiheiten bei der Beendigung von Beschäftigungsver-
hältnissen und damit mehr Markt auf dem Arbeitsmarkt 
schien möglich, wenn es – ähnlich wie bei den „Flexicu-
rity–Konzepten unserer Nachbarländer Dänemark und Nie-
derlande – zu akzeptablen Tauschgeschäften i.S. der eingangs
erwähnten wohlfahrtstheoretischen Überlegungen (z. B. dem
Kaldor-Hicks-Kriterium) käme: Mutet man den Arbeitneh-
mern weniger Stabilität der Beschäftigung und damit mehr
externe Flexibilität zu, dürfte ihre soziale Sicherung bei den
ebenfalls anstehenden Reformen der Steuer- und Transfer-
system nicht zu kurz kommen.

International vergleichende Analysen legen nahe, dass die Be-
schäftigungssicherheit de jure negativ mit der Arbeitskräfte-
mobilität korreliert ist. Jedoch ist Fluktuation auf einzel- und
gesamtwirtschaftlicher Ebene mit Aufwand (z. B. Friktionen
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durch Suche und Einarbeitung) und Ertrag (z. B. neuen Ideen
und besserer Allokation) verbunden. Dabei ist klar, dass eine
Bewertung des Für und Wider (i. S. einer Kosten-Nutzen-
Analyse) von mehr oder weniger Arbeitskräftemobilität nicht
allein mit Hilfe wissenschaftlicher Analysen erfolgen kann.
Daher soll abschließend beschäftigungspolitisch argumen-
tiert werden. Bei arbeitsrechtlichen Revisionen käme es an-
gesichts einer sich zunehmend verfestigenden Arbeitslosig-
keit insbesondere darauf an, die Interessen von Outsidern (Er-
werbslosen und Randbelegschaften) stärker zu  bedenken
(vgl. Ichino 1998). Mehr Mobilität aufgrund arbeitsrechtli-
cher Reformen würde aber nicht nur Outsidern mehr Ein-
stiegsmöglichkeiten eröffnen, sondern würde zudem das öf-
fentliche Interesse von der Erhaltung bestehender Beschäfti-
gung hin zur Entstehung neuer Beschäftigung lenken und da-
durch den Strukturwandel befördern. 
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